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b . c. 3 spricht von einer Zahlung von 15 Schillingen. In dieser
Hinsicht kommen eine absolute und eine verhältnismäßige Deu¬
tung in Frage . Sind in c . 3 ausschließlich solche Bußen gemeint,die genau auf 15 Schillinge lauten , nicht auf mehr und nicht auf
weniger oder ist nur ein Maßstab gegeben , nach dem auch größere
und geringere Bußen gekürzt werden (Verhältnisdeutung ) ? Der
Wortlaut gestattet beide Deutungen 135 ) . Aber sachliche Erwägun¬
gen entscheiden für die Verhältnisdeutung . Das Kollisionsproblem
konnte nicht nur bei dem Betrage von 15 Schillingen auftauchen,sondern bei Bußen jeder Größe . Für eine Sonderbehandlung der
15 Schillinge läßt sich gar kein Grund denken , ebensowenig für
das Schweigen über alle anderen Bußen 136 ) . Dagegen stößt die Ver-
hältnisdeutung auf kein Hindernis , Die Buße von 15 Schilling ist
die Grundbuße des fränkischen Bußsystems und daher zur An¬
gabe eines Maßstabs besonders geeignet . Durch die Angabe eines
solchen Maßstabs wurde das ganze Problem der Geltung der
sächsischen Aktivstufung bei Anwendung fränkischen Rechtes mit
einem Schlage gelöst. Wesentlich unterstützt wird diese Annahme
eines Maßstabs durch die entsprechende Generalnorm der Lex
Ribuaria , die als Vorbild gedient hat . Auch c . 3 kann m . E . nur als
Generalnorm aufgefafit werden , bei der die Angabe der Schillings¬
zahlen nur den rechnerischen Maßstab der Herabsetzung aus-
drücken , einer Herabsetzung , die natürlich auch bei Bußen in jeder
Art Schilling Platz greifen konnte .

7 . Die Auffassung als Kollisionsnorm ergibt die Anwendung
unserer Vorschrift auf die Privatbußen , denn das Personalprinzip
bezog sich gerade auf die Privatbußen . Der Salier , der in Sadison
von einem Sachsen verletzt wurde , konnte diejenige Privatbuße
von dem Täter fordern , die ihm sein salisches Recht zubilligte '
Diese Auffassung ist schon für das Vorbild , die Generalnorm der
Lex Ribuaria , geboten . Diese Auffassung wird aber auch durch

135) Die Meinung Lintzels , daß der Wortlaut der Verhältnisdeutung
entgegenstehe , wird den Vorgängen bei einer Zahlung in jener Zeit nicht
gerecht . Die Zahlung jeder größeren Summe vollzog sich durch eine Rehe
von Teilakten . Waren die ersten 15 Schillinge erledigt , so war die Vor¬
aussetzung des c . 3 für die folgende Summe von neuem gegeben . Ubi-
cumque ist auch als „so oft “ aufzufassen .

136) Weshalb sollte die Erleichterung bei den kleinen Bußen von 15
Schillingen Platz greifen und nicht bei den größeren Bußen , die häufige
waren und schwerer drückten ?
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den Wortlaut unserer Norm vorgezeichnet . Die Worte „solvere se-

cundum legem “ 1 umschließen audi die Zahlung der im Gesetze

vorgesehenen Privatbußen . Die starke Betonung der ausnahmelosen

Anwendung ( „ubicumque “
) schließt die Ausschaltung der weitaus

wichtigsten Zahlungsfälle von vornherein aus . Wir werden sehen ,
daß hei einer solchen Ausschaltung überhaupt kein Anwendungs¬

gebiet übrigbleibt . Diese Überlegung ist bei einem so durchdach¬

ten und gut gefaßten Gesetze wie dem Capitulare Saxonicum be¬

sonders zwingend . Wenn die Versammlung nur fiskalische Zahlun¬

gen gemeint hätte , dann hätte sie sich anders ansgedrückt . Die

Einfügung des Wortes „fisco “ war sehr einfach und wäre nicht

unterblieben.
8. Auch in sachlicher Hinsicht ist die Kollisionsdeutung allein be¬

friedigend . Nur die Kollisionsdeutung führt in Verbindung mit der

Annahme der sächsischen Doppelstufung dazu , die Vorschrift des c . 3

als verständlich und berechtigt zu erkennen . Jede andere Deutung
ergibt eine materielle Bevorzugung der Sachsen vor den Franken ,
die weder mit der sonstigen Behandlung , noch mit den Zeitumstän¬
den vereinbar ist . Unsere Deutung beseitigt diesen Anstoß . Sie

ergibt, daß gar keine Bevorzugung vorliegt , sondern nichts als eine
durchaus gerechte Gleichstellung der Sachsen mit den Franken
durch Gewährung eines Rechts der Gegenseitigkeit . Auszugehen
ist von der Geltung und der Wirkung des Personalstatuts . Nach dem

Personalitätsprinzip war die Tötung eines Sachsen nach sächsischem
Rechte und die Tötung eines Franken nach fränkischem Rechte zu
büßen. Das sächsische Recht kannte die Aktivstufung , das frän¬
kische Recht der Karolingerzeit aber kannte sie nicht . Die Anwen¬

dung der beiderseitigen Personalstatute mußte daher zu einer

schweren Benachteiligung der Sachsen führen . Den Franken kam
die Aktivstufung zugute , den Sachsen aber nicht . Wenn ein frän¬

kischer Late einen sächsischen Edeling erschlug , zahlte er einen

herabgesetzten Betrag , nur das kleine Wergeid . Aber der säch¬

sische Late , der den altfreien Franken erschlug , der hatte keinen

Anspruch auf Ermäßigung . Er mußte das große Wergeid zahlen ,
wie der Edeling . Dieser Zustand mußte als ungerecht empfunden
werden und die Beseitigung dieser Ungerechtigkeit ist in c . 3 durch¬

geführt worden , indem auch den Sachsen dasjenige Recht auf Er¬

mäßigung zugebilligt wurde , daß die Franken infolge des Perso¬

nalstatuts schon hatten . Durch diesen Zusammenhang wird die
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